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Staatliche Regulierung 
öffentlich gebundener Industrien
Jürgen Müller, Ingo Vogelsang, Brighton, Bonn

Die staatliche Regulierung öffentlich gebundener Unternehmen wird im nationalökonomischen deut­
schen Schrifttum weitgehend vernachlässigt. Anders in den Vereinigten Staaten. Welche Erkenntnisse 
sind aus einem Vergleich1 der staatlichen Regulierung in beiden Ländern zu ziehen?

ORDNUNGSPOLITIK

Die Bezeichnung „staatliche Regulierung” geht 
zwar auf Emil Sax2 zurück. Dennoch kann weder 

dieser Ausdruck noch der damit bezeichnete Begriff 
heute in der wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion 
im deutschen Sprachraum vorausgesetzt werden. Als 
Gegenstand der Nationalökonomie hat Theorie und 
Praxis staatlicher Regulierung in den USA seit vielen 
Jahrzehnten einen festen Platz, während sie in 
Deutschland nach dem Niedergang der historischen 
Schule von den herrschenden Lehrmeinungen entwe­
der desavouiert (Neoliberalismus) oder übersehen 
(Neoklassik) wurde. In Form der Gemeinwirtschafts­
lehre fristet sie heute eher ein Außenseiterdasein. 
Amerikanische Ökonomen haben dagegen gezeigt, 
daß bedeutende Erkenntnisse über staatliche Regulie­
rung in Auseinandersetzung mit dem Fortschritt der 
ökonomischen Lehrmeinung zu erzielen sind.

Da staatliche Regulierungseingriffe auch in der Bun­
desrepublik immer wichtiger werden3, gilt es, die Er­
kenntnisse über diese Praxis zu vertiefen und den be­
stehenden Wissensvorsprung der angelsächsischen 
Länder abzubauen. Wegen der bei uns andersartigen

1 Der folgende Artikel basiert auf e iner kürzlich veröffentlichten Studie 
der Verfasser. Vgl. Jürgen M ü l l e r ,  Ingo V o g e l s a n g - .  S taatli­
che Regulierung: Regulated Industries in den USA und Gem einwohl­
bindung in wettbewerblichen Ausnahmebereichen in der Bundesrepu­
blik, Baden-Baden 1979.
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institutionellen Ausgestaltung von Regulierungseingrif­
fen muß es dabei um aktive eigene Forschung gehen, 
bei der sowohl vorhandene Erkenntnisse auf ihren Be­
zug zur deutschen Praxis hin untersucht als auch 
grundsätzlich neue Ergebnisse angestrebt werden.

Charakterisierung staatlicher Regulierung

Drei Charakterisierungsversuche A, B und C mögen 
„staatliche Regulierung” umschreiben, wobei eher die 
Vereinigungsmenge der so gekennzeichneten Tatbe­
stände als ihr Durchschnitt die Grenzen des gewählten 
Untersuchungsgegenstandes absteckt:

Definition A: Staatliche Regulierung umfaßt alle ho­
heitlichen Eingriffe in die Gewerbe- und Vertragsfrei­
heit, die nicht allein der Festlegung und Durchsetzung 
allgemein gültiger Spielregeln der Marktwirtschaft die­
nen. In diesem Sinne wäre ein allgemeines Kartellver­
bot keine Regulierung, wohl aber eine Mißbrauchsauf­
sicht der erlaubten Kartelle.

Definition B: Zur staatlichen Regulierung wird ein 
Katalog von staatlichen Instrumenten zur Beeinflus­
sung von Märkten angewendet, und zwar

□  die staatliche Beteiligung an Unternehmen,

□  Eingriffe in die Preissetzungsautonomie von Unter­
nehmen,

□  Marktzutritts- und Marktaustrittsregelungen ein­
schließlich Investitionslenkungsmechanismen sowie

□  die Einschränkung der Gestaltungsfreiheit an Kon­
ditionen und Qualitäten sowohl bei den Inputs als auch 
den Outputs der betroffenen Unternehmen.

2 Emil S a x :  Die Verkehrsm ittel in Volks- und Staatswirtschaft, 
Bd. 1, Leipzig 1878.

3 Vgl. z. B. das Gutachten des W issenschaftlichen Beirats beim Bun­
desminister für W irtschaft: Staatliche Interventionen in e iner Marktwirt­
schaft, im Bundesanzeiger v. 14. 2. 1979, S. 3-5.
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Definition C: In Anlehnung an die besondere ameri­
kanische Praxis läßt sich Regulierung kennzeichnen 
durch Regulierungskommissionen mit eigener Rechts­
stellung, die einen allgemein und vage formulierten ge­
setzlichen Auftrag unter Anwendung historisch ge­
wachsener prozeduraler Verfahren ausführen.

Die amerikanischen Regulierungskommissionen 
sind keiner der drei staatlichen Gewalten eindeutig zu­
rechenbar. Sie sind gegenüber der Exekutive nicht 
weisungsgebunden, ihr jedoch organisatorisch zuge­
ordnet. Sie bilden so etwas wie eine erste gerichtliche 
Instanz. Berufungen gegen ihre Entscheidungen sind 
vor den ordentlichen Gerichten möglich. Schließlich 
haben sie in ihrer Entscheidungspraxis ständig das 
amerikanische Recht fortgebildet.

Die Kommissionen bereiten ihre Entscheidungen in 
öffentlichen Anhörungsverfahren vor und fällen sie 
analog zu einem ordentlichen Gericht, ln der Bundes­
republik kommt die Einrichtung des Bundeskartellam­
tes nach Organisation, Stellung und Zielsetzung einer 
Regulierungskommission amerikanischer Prägung am 
nächsten. Versicherungs- und Bankenaufsicht üben 
ebenfalls analoge Funktionen aus, während die Preis­
behörden der Länder mit weniger Kompetenz ausge­
stattet sind.

Anlässe für Regulierungseingriffe

Regulierungseingriffe des Staates in Märkte werden 
von Gesetzgeber und Regierung fast immer mit Markt­
versagen begründet. „Der Staat hat die Aufgabe, 
Marktergebnisse dort zu korrigieren, wo der Markt nur 
unvollkommen funktioniert” 4. Auch wenn diese Be­
gründung im Einzelfall die ausschlaggebenden Ursa­
chen verschleiern mag, ist das Vorliegen von Markt­
versagenstatbeständen zumindest eine notwendige 
Vorbedingung für die Einführung von Regulierung. Da 
Märkte als Transaktionsmedien durch Regulierung 
nicht ausgeschaltet, sondern in ihrer Funktionsweise 
nur verändert werden, eignet sich der hier betrachtete 
regulierende Eingriff nur für bestimmte Arten partiellen 
Marktversagens, und zwar bei economies of scale, ex­
ternen Effekten, ruinöser Konkurrenz, Informations­
problemen und meritorischen Gütern.

Regulierungseingriffe zur Behebung dieser Arten 
des Marktversagens werden fast ausnahmslos mit ei­
ner Kombination von Instrumenten aus der oben ange­
gebenen Definition B vorgenommen, da ein isolierter 
Einsatz einzelner Instrumente zu unerwünschten 
Ausweichhandlungen der regulierten Unternehmen 
oder ihrer Konkurrenten führt. Dessen ungeachtet las­
sen sie sich getrennt beschreiben.

Staatliche Beteiligung

Der einschneidendste Staatseingriff bei partiellem 
Marktversagen liegt in der Verstaatlichung der Anbie­
ter oder einer staatlichen Beteiligung. Dieses Instru­
ment hat in Deutschland eine weit ausgeprägtere Tra­
dition und Verbreitung als in den USA. Staatliche Un­
ternehmen und Beteiligungen sind in der Bundesrepu­
blik nicht nur auf funktionsunfähige Märkte beschränkt. 
Verstaatlichungs- und Entstaatlichungsdiskussionen 
kommen immer wieder auf; das ist bei sich verändern­
den wirtschaftlichen Parametern natürlich und auch 
notwendig. Oft werden die Akzente ideologisch ge­
setzt. Deshalb sollten nüchterne ökonomische Unter­
suchungen zur Versachlichung und Neuabgrenzung 
beitragen. Dies kann anhand theoretischer Überlegun­
gen geschehen, aber auch durch Vergleich verstaat­
lichter mit privaten Industrien. Gerade hier liefern die 
ausgereiften Arbeiten über privatwirtschaftlich organi­
sierte, jedoch regulierte Industrien in den USA Refe­
renzpunkte für vergleichende Arbeiten über staatliche 
Unternehmen in denselben Sektoren der Bundesrepu­
blik oder anderen europäischen Ländern.

Im Vordergrund steht dabei die Frage, ob die büro­
kratische Regulierungsstruktur (durch öffentliche Un­
ternehmen) in Westeuropa das Marktversagen besser 
löst oder ob sich unabhängig von der Regulierungs­
struktur ähnliche Probleme und Nebeneffekte erge­
ben. Welche Vorteile haben die relativ offenen Regu­
lierungsverfahren — durch öffentliche Anhörung und 
Betonung einer fairen (nicht unbedingt effizienten) Lö­
sung -  gegenüber dem relativ abgeschlossenen ad­
ministrativen europäischen System?

öffentliche Unternehmen dominieren z. B. in der 
Bundesrepublik besonders in jenen wettbewerblichen 
Ausnahmebereichen, die durch Monopolanbieter ge­
kennzeichnet sind. Solche Monopole kann man inso­
fern als natürliche bezeichnen, da ein einzelner Anbie­
ter den relevanten Markt kostengünstiger versorgen 
kann als zwei oder mehr anbietende Unternehmen. 
Beruht die Eigenschaft eines natürlichen Monopols auf 
technischen Gegebenheiten, wie z. B. in der Elektrizi­
tätswirtschaft, so ist in verschiedenen Ländern in der­
selben Branche diese Marktform des Monopols zu er­
warten, auch wenn sich die staatlichen Regulierungs­
formen unterscheiden.

Im allgemeinen sind ln den USA in diesen Bereichen 
private Aktiengesellschaften tätig, von denen Gewinn­
streben als Ziel erwartet werden darf. Sie unterliegen 
also vor allem zur Monopolkontrolle einer besonderen 
Aufsicht durch staatliche Regulierungskommissionen,

4 Ebenda.
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die sich in den letzten hundert Jahren zu einer Institu­
tion zwischen den drei staatlichen Gewalten entwickelt 
haben. Sie bildeten in dieser Zeit formale und inhaltli­
che Verfahrensweisen sowie historisch gewachsene, 
kontinuierliche Entscheidungsregeln heran. Diese Re­
geln sind stark von juristischen Einflüssen geprägt, al­
so nicht in erster Linie nach ökonomischen Kriterien 
verfaßt worden. Die Ausgestaltung der Kommissionen 
ist in allen Bundesstaaten und Versorgungsbereichen 
ähnlich: Präsident, Gouverneur oder die Wähler be­
stimmen Kommissionen von drei bis fünf Mitgliedern, 
denen eine Handvoll bis zu 12 000 Mitarbeitern unter­
stellt sind. (Die Environmental Protection Agency und 
die Food and Drug Administration sind dabei die größ­
ten Kommissionen.)

Die Kommissionsmitglieder haben meist eine Amts­
zeit von fünf Jahren mit der Möglichkeit der Verlänge­
rung. Sie sind innerhalb dieses Zeitraumes in ihren 
Entscheidungen von der Exekutive weitgehend unab­
hängig. Ihre Entscheidungen werden, ähnlich wie bei 
den Gerichten, durch öffentliche Anhörung der betrof­
fenen Parteien und Sachverständigen vorbereitet. Re­
gulierung bezieht sich auf Marktzutritt, Preise, Liefer- 
sowie Leistungsbedingungen und umfaßt einen Kon­
trahierungszwang. Die Marktzutrittsregulierung ge­
schieht dabei durch Lizensierung. Für das Versor­
gungsgebiet eines natürlichen Monopols wird jeweils 
nur ein Unternehmen zugelassen, das zu veröffentlich­
ten Konditionen einer Anschluß- und Versorgungs­
pflicht nachkommen muß.

Staatliche Beteiligung ist jedoch nur eine, wenn 
auch umfassende Form der Regulierung. Sie schließt 
die anderen Instrumente wie Preis- und Qualitätsregu­
lierung und Marktzutrittskontrolle ein, die bei anderen 
Regulierungsformen, z. B. durch öffentliche Kommis­

sionen separat behandelt werden. Diese Aspekte wer­
den im nächsten Abschnitt gesondert behandelt. 
Schon jetzt argumentieren wir jedoch, daß Regulie­
rung und ähnliche Eingriffe einer Verstaatlichung unter 
administrativer Kontrolle vorzuziehen sind. Es ist zu 
erwarten, daß z. B. ein empirischer Vergleich der Lei­
stung (Performance) der englischen und französi­
schen Elektrizitätswirtschaft einerseits mit der deut­
schen und amerikanischen Elektrizitätswirtschaft an­
dererseits zugunsten der beiden letzteren ausfallen 
wird.

Eingriffe in die Preisautonomie

Die weiteren Regulierungsinstrumente neben der 
Verstaatlichung, wie die Beschränkung von Preisen 
und Gewinnen, lassen sich zum Teil in wirtschafts­
theoretischen Partialmodellen als mathematische Ne­
benbedingungen formulieren. Diese Betrachtungswei­
se geht auf Averch und Johnson5 zurück. Ihre Stärke 
ist am eindrucksvollsten am Resultat der Preisregulie­
rung in den USA demonstriert worden.

Jede staatliche Preisregulierung greift auf Maßstäbe 
zurück. In den USA ist dieser Maßstab die Rentabilität 
des eingesetzten Unternehmenskapitals. Ein regulier­
tes Monopolunternehmen soll für das gesamte einge­
setzte Kapital nicht mehr erlösen dürfen als eine vor­
gegebene Rentabilität. Es kann jetzt also nur noch sei­
nen Gewinn unter der Nebenbedingung maximieren, 
diese Rentabilität nicht zu überschreiten. Damit die 
Beschränkung greift, muß die Rentabilität kleiner als 
die unbeschränkte Monopolrentabilität sein. Damit das

5 H. A v e r c h ,  Leland L. J o h n s o n :  Behavior o f the Firm under 
Regulatory Constraint, in: Am erican Econom ic Review, Bd. 52, 1962, 
S. 1052-1069.
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Unternehmen überhaupt im Markt bleibt, muß die Ren­
tabilität die Kapitalkosten übersteigen. Dann aber kann 
das Unternehmen seine Gewinne durch verstärkten 
Kapitaleinsatz erhöhen. Maximiert es den Gewinn, so 
wird es mehr Kapital einsetzen als zur Produktion der 
am Markt angebotenen Gütermenge kostenminimie­
rend benötigt wird. Der Regulierungseingriff hat dann 
den Effekt einer Allokationsverzerrung der Inputs des 
Produktionsprozesses.

Die ökonomische Theorie des Regulierungseingriffs 
zeigt nun, daß bei Variation der Eingriffe, der Verhal­
tensmaßnahmen und der Marktstrukturkomponenten 
unterschiedliche Arten von Verzerrungen zu erwarten 
sind6. Bisherige empirische Tests der Aussagen dieser 
Modelle sind noch methodisch unbefriedigend. Es 
mangelt an vergleichbaren Firmen, die den betrachte­
ten Regulierungseingriffen nicht unterliegen. Gerade 
dafür könnte ein internationaler Vergleich oder ver­
stärkte empirische Forschung in der Bundesrepublik 
die benötigten Daten liefern.

Mangelndes Problembewußtsein

Der Schwerpunkt der amerikanischen Modellbildung 
lag bisher im Bereich der rentabilitätsbeschränkenden 
Regulierung. In der Bundesrepublik wird, soweit er­
sichtlich, Rentabilitätsregulierung kaum betrieben7. Die 
Maßstäbe preisregulierender Eingriffe liegen hier frei­
lich noch überwiegend im dunkeln. Mangelndes Pro­
blembewußtsein bei Ökonomen und Politikern hat bis­
her klare Maßstäbe überdeckt. Im Bereich der kartell­
rechtlichen Mißbrauchsaufsicht wird die Fragestellung 
selbst sogar teilweise tabuisiert. Dabei wäre zumindest 
auszuloten, wie herkömmliche Mißbrauchsaufsicht 
und explizierte Preisregulierung als Alternativen wir­
ken.

Bevor man eine Rentabilitätsregulierung in der Bun­
desrepublik einführt, wie dies die Monopolkommission8 
vorgeschlagen hat, sollte man sich intensiv mit dem 
Averch-Johnson-Effekt und seiner empirischen Über­
prüfung auseinandersetzen. Dies gilt, obwohl die 
Averch-Johnson-These in ihrer praktischen Bedeu­
tung in vielerlei Hinsicht eingeschränkt werden muß. 
Begrenzungen der These ergeben sich aus der Macht 
des Management im Unternehmen, aus der Unsicher­

6 Für eine Obersicht vgl. W illiam J. B a u m o I , A lvin K. K I e v o- 
r i c k : Input Choices and the Rate of Return Regulation: An Overview 
of the Discussion, in: The Bell Journal of Economics and Management 
Science, Bd. 1 (1970), Nr. 2.

7 Erste Ansätze lassen sich bei der Preisregulierung im E lektrizitäts­
bereich erkennen. Vgl. Brider M i t c h e l l ,  Jürgen M ü l l e r :  Aus­
wirkungen von staatlicher Regulierung und W ettbewerb auf die Ab­
satzpolitik der Elektrizitätsversorgungsunternehmen, in: C. C. von 
W e i z s ä c k e r  (Hrsg.): S taat und W irtschaft, Berlin 1979.
8 Monopolkommission: Mehr W ettbewerb ist möglich, Baden-Baden
1976.

heit über zukünftige Entwicklungen, aus der Unvoll­
kommenheit des Kapitalmarktes sowie aus dem Be­
stehen eines „Regulatory Lag” .

Durch eine Kostenkontrolle läßt sich bestenfalls fest­
stellen, wofür welche Kosten angefallen sind, nicht 
aber, ob sie notwendig waren. Um dies zu erreichen, 
ist eine Preissetzungsvorschrift notwendig, die dem 
Management Anreize vermittelt. Beispiel: Die als „Re­
gulatory Lag” bezeichnete zeitliche Verzögerung von 
Regulierungseingriffen könnte erwünschte Wirkungen 
hinsichtlich der Ziele Kostensenkung und Durchset­
zung von technischem Fortschritt haben. Dem steht ei­
ne zeitweilige Verfehlung des Preissenkungsziels als 
Nachteil gegenüber.

Allokationstheoretische Implikationen

Eingriffe in die Preisautonomie beziehen sich nicht 
nur auf das Preisniveau (und bedeuten damit eine Ge­
winnregulierung), sondern auch auf die Preisstruktur 
und deren allokative Implikationen. Aus der Diskussion 
der allokationstheoretischen Optimalität von Grenzko­
stenpreisen (Hotelling) und den praktischen Proble­
men ihrer Anwendung haben sich in den letzten drei 
Jahrzehnten zwei Schwerpunkte mit praktischen Impli­
kationen herausgebildet, die beide von Ökonomen der 
staatlichen französischen Electricité de France, insbe­
sondere von Boiteux, beeinflußt wurden: Peak-Ioad 
pricing und Ramsey-Preise.

Beim Peak-Ioad pricing geht es um die Auslastung 
von Produktionskapazität durch zeitliche Variation der 
Preise. Diese Fragestellung hat für alle nicht lagerfähi­
gen Güter, also vor allem für Dienstleistungen, Rele­
vanz. Die Resultate sind insbesondere auf viele regu­
lierte Sektoren der Energiewirtschaft, des Kommunika­
tionsbereichs und des Verkehrs anwendbar.

Ramsey-Preise kennzeichnen die wohlfahrtsopti­
mierende Abweichung einer Preisstruktur von Grenz­
kostenpreisen unter gleichzeitiger Kostendeckung. Bis 
auf einen proportionalen Verzerrungsfaktor gleichen 
sie der Preisstruktur (nicht dem Preisniveau), die ein 
unregulierter Monopolist setzen würde. Da Grenzko­
stenpreise für die einzelnen Produkte von Mehrpro­
duktunternehmen auch dann im allgemeinen nicht ko­
stendeckend sind, wenn kein natürliches Monopol vor­
liegt, haben Ramsey-Preise für alle Mehrproduktunter­
nehmen Bedeutung. Während die auf Averch und 
Johnson aufbauenden Modelle die Wirkung ökonomi­
scher Anreize des Marktes auf die Erfüllung staatlicher 
Ziele aufzeigen, wird diese Fragestellung bei Ramsey- 
Preisen zunächst ausgeklammert. Der nächste Schritt 
muß also darin bestehen, Vorschriften zu entwickeln,
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die die Durchsetzung vom Ramsey-Preisen sichern. 
Vogelsang und Finsinger machen einen solchen Ver­
such9.

Dieser theoretischen Entwicklung steht jedoch eine 
völlig andere Wirklichkeit gegenüber. Das Hauptkenn­
zeichen von regulierten Preisstrukturen ist das Phäno­
men der internen Subventionierung. Dadurch sind 
Verteilungsziele erreichbar, aber es werden falsche 
Produktions- und Innovationsanreize gesetzt. Diese 
Tendenz läßt sich sowohl in den USA wie in der Bun­
desrepublik feststellen. Interne Subventionierung för­
dert zudem ein Verkrusten bestehender Preisstruktu­
ren und birgt in sich die Tendenz zur Ausweitung der 
Regulierung auf konkurrierende Märkte. Beispiele sind 
eine Ausdehnung der Regulierung von den Eisenbah­
nen auf den Straßengüterverkehr und die Binnen­
schiffahrt. Demgegenüber lenkt ein offener Marktzutritt 
(„Rosinenpicken” ) die regulierten Unternehmen in 
Richtung auf die Realisierung effizienter Preisstruktu­
ren. Dabei kann es zu „Limit Pricing” - Strategien 
kommen, indem das regulierte Monopol durch Sub­
vention aus gewinnträchtigen, geschützten Aktivitäten 
die Preise in den vom Wettbewerb gefährdeten Märk­
ten künstlich niedrig hält, um Marktzutritt zu verhin­
dern.

Interne Subventionierung hat sich bisher bei keiner 
Art des Staatseingriffs in natürliche Monopole vermei­
den lassen. Dies liegt offenbar daran, daß eine effi­
ziente Preisstruktur den Verteilungsvorstellungen von 
Bürgern und Politikern nicht entspricht.

Marktzutrittsregulierung

Eng mit der Preissetzung hängt das Marktzutritts­
problem zusammen. Marktzutritt ist ein Motor für tech­
nischen Fortschritt, ein Diskriminierungsinstrument für 
regulierte Unternehmen und informierendes Signal für 
Regulierungsbehörden. Er ist deshalb grundsätzlich 
erwünscht und nur auszuschließen, wenn im Einzelfall 
den Vorteilen noch gewichtigere Nachteile gegenüber­
stehen.

Nur bei perfekter Preisregulierung in der Art, daß 
weder ein Anreiz zum Marktzutritt von Außenstehen­
den noch ein Marktabgang der etablierten Firmen be­
steht, wäre Marktzutrittsregulierung überflüssig. Diese 
Voraussetzung perfekter Preisregulierung trifft aber 
mit wenigen Ausnahmen nicht zu. Selbst Ramsey- 
Preise im . natürlichen Monopol garantieren nicht 
durchgängig Schutz vor Marktzutritt10. Marktzutrittsbe­
schränkungen sind sogar für einige regulierte Bereiche

9 Ingo V o g e l s a n g ,  Jörg F i n s i n g e r :  A Regulatory Adjust- 
ment Process for Optimal Pricing by Multiproduct Monopoly Firms, in: 
Bell Journal of Economics, Bd. 10 (1979), S. 157-172.

kennzeichnender als Preisregulierung. Dies gilt vor al­
lem für Sektoren mit potentiell ruinösem Wettbewerb. 
Wird in diesen durch Regulierung der Preis festge­
setzt, d. h. gegenüber dem Marktpreis angehoben, so 
induziert dies Marktzutritt, der den ruinösen Wettbe­
werb verstärken könnte. Ist die Ursache für ruinösen 
Wettbewerb die falsche Deutung von Preisen als Si­
gnale für Investitionen, so folgt die mögliche Fehlfunk­
tion der Preisregulierung unmittelbar daraus.

Markzutrittsbeschränkungen sind folglich in man­
chen Sektoren der primäre Eingriff, in anderen werden 
sie zur Absicherung der Preisregulierung verwendet. 
Dies gilt vor allem, wenn eine intern subventionierte 
Preisstruktur angestrebt wird. Man hält dann Produkte' 
im Preis künstlich hoch, um damit die niedrigeren Prei­
se anderer Produkte zu finanzieren. Interne Subven­
tionierung kann als Umverteilungspolitik gewollt sein, 
bringt aber statisch und dynamisch im allgemeinen Ef­
fizienzeinbußen mit sich. Der hierdurch aufgezeigte 
Trade-off zwischen Verteilungs- und Effizienzzielset­
zung sollte theoretisch und anhand empirischer For­
schung in regulierten Sektoren vertieft und eingehend 
dargelegt werden. Referenzmodell dafür kann ein 
theoretischer Ansatz wie der von Weizsäcker11 bilden.

Andere Regulierungsaspekte

Schwerpunkt der Preisregulierung ist die Bekämp­
fung von Marktmacht wegen economies of scale und 
Schwerpunkt für Marktzutrittsregulierung die Verhin­
derung ruinösen Wettbewerbs. Externen Effekten, me- 
ritorischen Gütern und Informationsproblemen sind im 
Schwerpunkt andere Instrumente zugeordnet. Dabei 
kommt es zu einer ausgeprägten Kasuistik hinsichtlich 
Auflagen, finanziellen Kompensationen und der Schaf­
fung von Eigentumsrechten.

Prominente Beispiele für allgemeine Vorschriften 
sind ein Kontrahierungszwang zur Befriedigung von 
Optionsnachfrage und Haftungsregeln zur Neutralisie­
rung externer Effekte. Diese Regeln können teilweise 
in gesetzliche Bestimmungen gekleidet werden, die 
keiner besonderen institutionellen Ausgestaltung be­
dürfen. Teilweise führen sie jedoch zu einer Fachauf­
sicht, die ständige Regulierungseingriffe erfordert. Da­
zu gehören Qualitätsstandards für Inputs oder Out­
puts, die interpretiert und neuen Erfordernissen ange­
paßt werden müssen. Die Qualitäts- und Konditionen­
festsetzung durch Regulierungsbehörden ist beson­
10 Vgl. W illiam J. B a u m o I , Elisabeth B a i I e y , Robert D. W i l ­
l i n g :  W eak Invisible Hand Theorem s on Pricing and Entry in a Multi­
product Natural Monopoly, in: Am erican Economic Review, Bd. 67 
(1977), Nr. 3, S. 350-365.

11 C. C. von W e i z s ä c k e r :  Der Begriff des Kapitals aus gesam t­
w irtschaftlicher Sicht, Vortrag gehalten auf der Tagung des Sonderfor­
schungsbereichs 21, Bonn, Febr. 1977.
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ders schwierig, da sich die Nachfrage nach diesen 
Größen bislang kaum bestimmen läßt.

Im allgemeinen läßt sich jedoch sagen, daß ein dog­
matisches Festhalten am Kontrahierungszwang zu ei­
ner ressourcenverschwendenden Preis- und Kapazi­
tätspolitik führt, die mit dem Averch-Johnson-Effekt 
konform geht. Statt dessen sollte die Regulierung eine 
Wahlfreiheit zwischen Lieferung und Haftung bei 
Nichtlieferung ermöglichen.

Die Befriedigung von Optionsnachfragen ist jedoch 
nur ein Teil der Qualitätsregulierung. Jede Art der 
Preis- oder Rentabilitätsregulierung zieht eine Quali­
tätsregulierung nach sich, weil die Unternehmen ver­
suchen, von dem Wettbewerbsparameter Preis auf 
den Parameter Qualität umzusteigen. Wird ein Quali­
tätsstandard von Regulierungsbehörden festgesetzt, 
so kann er leicht zu hoch ausfallen. Regulierungsbe­
hörden fürchten die negativen Nebeneffekte eines zu 
niedrigen Qualitätsstandards mehr als die positiven Ef­
fekte durch Preisreduzierung oder, bei pharmazeuti­
schen Produkten, die verfrühte Einführung eines neu­
en Arzneimittels.

Historischer Ablauf der Regulierung

Während die Theorie der Regulierung, speziell zur 
Behebung von Marktversagen, in der Regel von stati­
schen Modellen ausgeht, erlaubt eine historische Be­
trachtung eine wesentlich realistischere dynamische 
Analyse.

Staatliche Regulierungseingriffe stehen in einem hi­
storischen Kontext. Sie sind mit dem Instrumentarium 
der Wirtschaftstheorie allein nicht befriedigend einzu­
fangen. Die Wirtschaftstheorie mag zwar normative 
Kriterien dafür liefern, warum ein Markt reguliert wer­
den sollte und ob Regulierung bestimmte Ziele erfüllt. 
Legt man diese Maßstäbe an, so erfolgt Regulierung in 
aller Regel am falschen Ort oder mit den falschen In­
strumenten. Die Wirtschaftstheorie hilft damit wenig 
bei der Erklärung, warum Regulierung tatsächlich vor­
kommt und wie sie praktisch verbessert werden kann. 
Das erfordert die Einbeziehung politischer und histori­
scher Gesichtspunkte.

Regulierung entstand durchgängig in Verbindung 
mit allgemeinen Wirtschafts- oder Branchenkrisen, die 
offenbar notwendig sind, um bestimmte Mißstände evi­
dent werden zu lassen oder um bestimmten Interessen 
zum politischen Durchbruch zu verhelfen12. Die Regu­
lierung wird dann in weitgehender Unkenntnis über ih­
re Wirkungen eingeführt. Angesichts der Krise werden 
die möglicherweise unerwünschten langfristigen Fol­
gen der Regulierung nicht gesehen oder verharmlost.
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Besteht Regulierung erst einmal, so ist sie kaum wie­
der abzuschaffen. Vielleicht versucht man sie anzu­
passen und zu verändern, wenn sich schädliche Re­
sultate einstellen. All diese Ablaufprobleme sind wis­
senschaftlich bisher nicht voll durchdrungen worden. 
Es gibt zwar Ansätze zu einer Endogenislerung des 
Staatseingriffs und damit zu einer positiven Theorie 
der Regulierung13, aber diese bieten bisher nur Mo­
mentaufnahmen für die Errichtungsphase.

Im Sinne einer Monopolrententransformation läßt 
sich der Erklärungsversuch von Stigler deuten. Nach 
ihm fragen die beteiligten Gruppen beim Staat Ver­
günstigungen nach (die Unternehmen Schutz vor 
Wettbewerb) und bieten dafür den Politikern Geld und 
Wählerstimmen. Unseren Untersuchungen zufolge 
liegt tatsächlich Marktversagen in irgendeiner Form in 
den regulierten Industrien vor. Dieses Marktversagen 
ist allerdings oft nur temporär (dramatische Ereignisse 
nach von Eynern). Man darf im übrigen davon ausge­
hen, daß nach der Institutionalisierung einer Regulie­
rung private Anreize fehlen, um Korrektive für das 
Marktversagen einzusetzen .

Politischer Prozeß

Einer mikroökonomisch orientierten Theorie der Po­
litik erscheint die Institutionalisierung einer Regulie­
rung als ein politischer Prozeß. Es gibt politische Grup­
pen, die von einer Regulierung eine Verbesserung ih­
res Wohlstandes erwarten können. Dies geschieht je­
doch zu Lasten anderer Gruppen. Peltzman14 versucht 
zu zeigen, warum sich in diesem Prozeß bestimmte 
Gruppen politisch durchsetzen können. Er vernachläs­
sigt dabei in seinem Modell mögliche Wohlfahrtsstei­
gerungen durch Regulierung sowie die Auswirkung 
von Marktprozessen, die der angestrebten Regulie­
rung entgegenlaufen.

Auffällig ist, daß sich jeder beobachtete Regulie- 
rungseingriff außer mit Partikularinteressen auch mit 
allgemeinen Interessen rechtfertigen läßt. Dies legt die 
Vermutung nahe, daß Regulierung kein Nullsummen­
spiel ist. Auffällig ist weiter, daß mit der Einführung ei­
ner Regulierung die Probleme, um derentwillen sie ge­
schaffen wurde, nicht aufhören, sich oft nicht einmal 
abschwächen. Selbst wenn Regulierung ursprünglich 
ein Nullsummenspiel wäre, so deutet dies Im Ergebnis 
auf Nettowohlfahrtsverluste hin, da Regulierung selbst
12 Vgl. Gerd von E y n e r n :  Gemeinwirtschaftliche Bindung von Un­
ternehmen, Schriftenreihe Gem einwirtschaft, Nr. 17, Frankfurt 1975.

13 Vgl. George S t i g l e r :  The Theory of Economic Regulation, in: 
Bell Journal of Economics and Management Science, Bd. 2 (1971), Nr. 
1, S. 3-21; Sam P e l t z m a n :  Towards a mere General Theory of 
Regulation, in: Journal o f Law and Economics, Bd. 19 (1976), Nr. 3, S. 
211-240.

14 Sam P e l t z m a n ,  a.a.O.
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Ressourcen kostet. Die Einrichtungsphase einer Re­
gulierung ist freilich unter Erweiterung des Peltzman- 
Ansatzes um Nutzen- und Kostenaspekte aus der be­
stehenden Interessenkonstellation heraus politisch­
ökonomisch erklärbar.

Unsterblichkeit von Regulierungen

Mit der Einrichtung einer Regulierung werden aber 
neue Interessenlagen geschaffen. Der Status quo ist 
nicht umkehrbar verändert. Es gibt neue Besitzstände 
der Regulierten, ihrer potentiellen Wettbewerber, der 
Kunden und schließlich der Regulierungsbehörden. 
Die Interessen und Arbeitsweisen der Regulierungs­
behörden spielen zur Erklärung des Regulierungsab­
laufs in der Durchführung eine entscheidende Rolle. In 
den USA gibt es hierzu provokative Untersuchungen 
und Gutachten15. Sie alle zeigen, daß unparteiische 
und friktionslose Regulierung eine Fiktion ist. Regulie­
rungsbehörden haben eigene Motivationen, die poli­
tisch, ökonomisch und bürokratisch sein können. Der 
Mangel an Eindeutigkeit ihrer Zielsetzung erschwert 
die Theoriebildung für die Ablaufphase der Regulie­
rung. Eine überzeugende Lebenszyklustheorie der 
Regulierung besteht bisher nicht. Diese würde eine 
Aufhebungsphase zu beschreiben und belegen haben. 
Regulierung konnte jedoch bisher nicht wirksam abge­
schafft werden, obwohl der Abbau von Regulierung 
unter Ökonomen weit mehr Befürworter als Gegner 
besitzt16.

Die bislang beobachtete Unsterblichkeit von Regu­
lierung liegt zum einen an der Interessenkonstellation. 
Die müßte sich entscheidend ändern, insbesondere 
müßte dem Überlebensinteresse von Regulierungsbe­
hörden durch Ersatzaufgaben Rechnung getragen 
werden. Ferner müßten aber auch die Ökonomen ne­
ben dem Nachweis von Fehlern der Regulierung kon­
struktive Vorschläge unterbreiten, wie der Abbau von­
statten gehen soll. In einem Fall hat es den Versuch 
der Aufhebung von Eingriffen im Kfz-Versicherungs- 
markt des amerikanischen Bundesstaats Massachu­
setts gegeben, der an den Übergangsfriktionen ge­
scheitert ist.

Folgerungen für die Bundesrepublik

Während sich viele der Lehren aus der amerikani­
schen Diskussion direkt auf die Bundesrepublik über­
tragen lassen, verlangen einige Systemunterschiede 
besondere Beachtung. Ein Hauptunterschiedsmerk­
mal der deutschen gegenüber der amerikanischen Re­
gulierung ist die hier anzutreffende Verbreitung öffent­
licher Beteiligungen; ein anderes ist das Fehlen der 
unabhängigen Regulierungskommission. Zum Teil ge­
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schieht in der Bundesrepublik die „Regulierung” direkt 
durch öffentliche Unternehmen, wie z. B. im Fernmel­
debereich durch die Bundespost, zum Teil durch die 
Fach- und Preisaufsicht der Landeswirtschaftsministe­
rien. Das öffentliche Eigentum und der damit verbun­
dene administrative Prozeß hat jedoch das Bewußt­
sein für die Regulierungsproblematik geschwächt.

Ein dritter wesentlicher Unterschied ist die Existenz 
der Mißbrauchsaufsicht. Sie ist ein weitgehend auf die 
Bundesrepublik beschränkter Versuch eines Teilpro­
blems der Regulierung, nämlich der Monopolaufsicht, 
Herr zu werden. Die Mißbrauchsaufsicht befindet sich 
jedoch noch in einem Experimentierstadium, ähnlich 
wie bei den Anfängen der Regulierung. Es bleibt abzu­
warten, ob sich bei ihr im Laufe der Zeit nicht auch 
Maßstäbe wie „just and reasonable” und „fair rate of 
return” durchsetzen werden, die die amerikanische 
Regulierung kennzeichnen.

Es genügt jedoch nicht, nur die institutionellen Be­
sonderheiten der deutschen Regulierungsszene zu 
berücksichtigen. Sowohl zur empirischen Absicherung 
der in unserer Studie zusammengetragenen Lehren 
als auch zur theoretischen Geschlossenheit der Regu­
lierungsökonomik sind Branchenuntersuchungen not­
wendig. Nur aus ihnen lassen sich die Mosaiksteine 
der Ursachen und Auswirkungen regulierender Eingrif­
fe zu einem Gesamtbild zusammensetzen. Bran­
chenuntersuchungen können zudem für internationale 
Vergleiche genutzt werden, die zwar nicht frei von 
Mängeln, aber doch besser als Vergleiche zwischen 
regulierten und unregulierten Industrien in einem Land 
sind.

Das weitgehende Fehlen einer deutschen Regulie­
rungsökonomie ist nicht durch einen Mangel an Bran­
chenspezialisten begründet. Im Gegenteil, Branchen­
spezialisten blieben bisher Antworten auf übergeord­
nete, allgemeinere Fragestellungen weitgehend schul­
dig. Erste Versuche des tieferen Eindringens in Regu­
lierungsprobleme der deutschen Energiewirtschaft und 
der Telekommunikation haben denn auch gezeigt, daß 
die zur Behandlung von Fragen der Regulierung benö­
tigten Daten und Faktenkenntnisse durch empirische 
Feldarbeit noch erarbeitet werden müssen. Solche 
Sektorenuntersuchungen müßten jeweils bestimmte 
Teilbereiche der geschilderten Regulierungsproblema­
tik empirisch absichern.

15 Z. B. Roger G. N o l l  (Hrsg.): Reforming Regulation, Washington 
1971; George W. H i 11 o n : The Basic Behavior of Regulatory Com­
missions, in: American Economic Review, Bd. 62 (1971), H. 3, S. 47- 
54.

16 Die Liberalisierung des zivilen Luftfahrtsektors in den USA sieht je ­
doch bis 1982 eine Abschaffung der Regulierungsbehörde vor.
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